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Neues aus Berlin . Günstige Rechtsprechung zur Zusätzlichkeit von Gehaltsextras 
soll ausgehebelt werden 
 
Steuerfreie oder pauschalversteuerte Gehaltsextras müssen in vielen Fällen zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden. In drei Urteilen hatte der BFH dieses Kriterium zugunsten 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer im vergangenen Jahr neu definiert. Nun soll dieser Recht-
sprechung durch ein Nichtanwendungsgesetz der Boden entzogen werden.  
 
Hintergrund 
 
Vielfach ist eine Steuerbegünstigung oder eine Pauschalversteuerung durch den Arbeitgeber nur 
zulässig, wenn die Gehaltsextras zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. 
Dies gilt z. B. für  
 

Ø den steuerfreien Zuschuss zur betrieblichen Gesundheitsförderung bis zu € 600,00 je Arbeit-
nehmer im Kalenderjahr oder 

 
Ø die pauschal zu versteuernden Zuschüsse zu Fahrtkosten für Wege zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte. 
 
Nach der neuen Rechtsprechung des BFH liegt zusätzlicher Arbeitslohn vor, wenn dieser verwend-
ungs- bzw. zweckgebunden neben dem ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet wird. Es kommt 
nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer auf den zusätzlichen Arbeitslohn einen arbeitsrechtlichen 
Anspruch hat. 
 
Ein arbeitsvertraglich vereinbarter Lohnformenwechsel ist nicht schädlich für die Begünstigung. 
Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer den „ohnehin geschuldeten Arbeitslohn“ für künftige Lohn-
zahlungszeiträume arbeitsrechtlich wirksam herab, dann kann der Arbeitgeber diese Minderung durch 
verwendungsgebundene Zusatzleistungen steuerbegünstigt ausgleichen.  
 
Geplante Gesetzesänderung 
 
Die Bundesregierung will diese erfreuliche Rechtsprechung aus 2019 nun durch eine Änderung des 
§ 8 EStG aushebeln. Vorgesehen ist im Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Grundrente für 
langjährig in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherte mit unterdurchschnittlichem Ein-
kommen und für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen (Grundrentengesetz) ein 
neuer Absatz 4 mit folgendem Wortlaut:  
 
„Im Sinne dieses Gesetzes werden Leistungen des Arbeitgebers (Sachbezüge oder Zuschüsse) für 
eine Beschäftigung nur dann zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht, wenn 
 

Ø der Wert der Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet, 
Ø der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt oder 
Ø die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer Erhöhung des Arbeits-

lohns gewährt 
 
wird.“ 
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Tipp: Die gesetzliche Neuregelung soll am Tag nach der Verkündung des Gesetzes im Bundes-
gesetzblatt in Kraft treten. 

 
Nach der Gesetzesbegründung „sollen im gesamten Lohn- und Einkommensteuerrecht nur echte 
Zusatzleistungen des Arbeitgebers steuerbegünstigt sein, nicht aber Leistungen, für die im Gegenzug 
der Bruttoarbeitslohn des Arbeitnehmers abgesenkt wird.“  
 
Relevanz für die Praxis 
 
Der Referentenentwurf zeigt, dass die Freude über eine steuerzahlerfreundliche Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs oft nicht lange währt. Denn nach der geplanten Neuregelung ist folgender Sach-
verhalt nicht steuerbegünstigt: 
 
Ein Arbeitnehmer hat einen arbeitsvertraglichen Gehaltsanspruch in Höhe von € 3.000,00 im Monat. 
Mit Wirkung ab 01. Juli 2021 wird das Gehalt auf € 2.800,00 reduziert. Zum Ausgleich erhält der 
Arbeitnehmer einen Kindergartenzuschuss von € 200,00. 
 
Ein Kindergartenzuschuss ist nur steuerfrei, wenn er zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn gewährt wird. Nach der Rechtsprechung des BFH wäre dieses Kriterium hier erfüllt; nach der 
gesetzlichen Neuregelung aber nicht.  
 
Erstaunlich ist die Art und Weise der Umsetzung: Denn die Neuregelung soll über das sogenannte 
Grundrentengesetz eingeführt werden, das hierfür alles andere als prädestiniert erscheint. 
 
Auch wenn die Intention des Gesetzgebers klar ist, handelt es sich „nur“ um einen Referentenentwurf. 
Die weitere Entwicklung bleibt also abzuwarten. 
 

Einkommensteuer . Zuflussfiktion für Mietzahlungen an beherrschenden Gesell-
schafter-Geschäftsführer 
 
Bei beherrschenden Gesellschaftern einer Kapitalgesellschaft besteht für Ansprüche gegen die 
Gesellschaft die Fiktion eines Zuflusses im Zeitpunkt der Fälligkeit. Mit dieser Zuflussfiktion hat sich 
jüngst das Finanzgericht Münster näher beschäftigt (Urteil vom 04. September 2019). 
 
Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 EStG sind Einnahmen innerhalb des Kalenderjahrs bezogen, in dem sie dem 
Steuerpflichtigen zugeflossen sind. Geldbeträge fließen dem Steuerpflichtigen grundsätzlich dadurch 
zu, dass sie bar ausgezahlt oder einem Konto des Empfängers bei einem Kreditinstitut gutge-
schrieben werden.  
 
Da sich die Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht nach den tatsächlichen Verhältnissen 
richtet, kann das Zufließen grundsätzlich nicht fingiert werden.  
 
Eine Ausnahme besteht indes bei beherrschenden Gesellschaftern einer Kapitalgesellschaft. Bei 
diesen wird angenommen, dass sie über eine von der Gesellschaft geschuldete Vergütung bereits im 
Zeitpunkt der Fälligkeit verfügen können und ihnen damit entsprechende Einnahmen zugeflossen 
sind. Gerechtfertigt wird dies damit, dass es der beherrschende Gesellschafter in der Hand hat, solche 
Beträge stehen oder sich auszahlen zu lassen. 
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Die Rechtsprechung hat allerdings auch Ausnahmen von dem Grundsatz des „Fälligkeitszuflusses“ 
anerkannt, insbesondere, wenn die GmbH zahlungsunfähig ist.  
 
Im Streitfall lagen die positiven Voraussetzungen für einen „Fälligkeitszufluss“ nach Auffassung des 
Finanzgerichts Münster vor. Denn der Steuerpflichtige war Geschäftsführer und beherrschender 
Gesellschafter der GmbH. Zudem hatte die GmbH die fälligen Mieten nicht zum Fälligkeitszeitpunkt 
bezahlt.  
 
Im Verfahren beschäftigte sich das Finanzgericht ausführlich mit der Frage, was der Maßstab für eine 
Zahlungsunfähigkeit ist. Dabei geht das Finanzgericht (insoweit) in Übereinstimmung mit der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs von einem engen, nicht mit § 17 der Insolvenzordnung überein-
stimmenden Zahlungsunfähigkeitsbegriff aus. Erforderlich ist mithin, dass die GmbH ihre fälligen 
Verpflichtungen „schlechterdings” nicht erfüllen konnte. 
 
Tipp: Das Finanzgericht hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen. Denn u. a. 

hat sich der BFH noch nicht ausdrücklich mit der Frage befasst, welche Relevanz das 
Zahlungsverbot des § 64 Satz 1 des GmbHG für den Fälligkeitszufluss hat. Nach dieser 
Regelung sind die Geschäftsführer der Gesellschaft zum Ersatz von Zahlungen verpflichtet, 
die nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft oder nach Feststellung ihrer 
Überschuldung geleistet werden. 

 

Einkommensteuer . Bundesverfassungsgericht bestätigt die steuerliche Behandlung 
von Erstausbildungskosten 
 
Nach der gesetzlichen Regelung sind Aufwendungen für eine erstmalige Berufsausbildung oder für 
ein Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, keine Werbungskosten, wenn diese 
Berufsausbildung oder dieses Erststudium nicht im Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfindet. 
Diese Regelung hat das Bundesverfassungsgericht nun als verfassungskonform bestätigt (Beschluss 
vom 19. November 2019). 
 
Der Gesetzgeber durfte solche Aufwendungen als privat (mit-)veranlasst qualifizieren und den 
Sonderausgaben zuordnen. Dafür, so das BVerfG, gibt es sachlich einleuchtende Gründe. Beispiels-
weise gehört die erste Berufsausbildung typischerweise zu den Grundvoraussetzungen einer Lebens-
führung und stellt Vorsorge für die persönliche Existenz dar. 
 
Die unschönen Auswirkungen dieser Entscheidung liegen auf der Hand: Da während eines Studiums 
keine bzw. nur geringe Einnahmen erzielt werden, hätten Werbungskosten regelmäßig zu einem vor-
tragsfähigen Verlust geführt, der dann in den Jahren der Berufsausübung steuermindernd gewirkt 
hätte. Demgegenüber bleiben Sonderausgaben bei fehlenden Einkünften in demselben Jahr 
wirkungslos, da hier keine jahresübergreifende Verrechnung möglich ist. Darüber hinaus ist der 
Sonderausgabenabzug nur bis zu € 6.000,00 im Kalenderjahr möglich. Auch diese Begrenzung hat 
das BVerfG als zulässig eingestuft. 
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Einkommensteuer . Beteiligung an den laufenden Kosten am Haupthausstand 
erforderlich bei doppelter Haushaltsführung? 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen hat am 18. September 2019 zu den gesetzlichen Anforderungen 
der „finanziellen Beteiligung an den Kosten der Lebensführung“ bei einer doppelten Haushaltsführung 
Stellung genommen. 
 
Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes seiner 
ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Hausstand unterhält und auch am Ort der ersten Tätigkeitsstätte 
wohnt.  
 
Mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2014 setzt ein eigener Hausstand  
 
Ø das Innehaben einer Wohnung (aus eigenem Recht als Eigentümer oder Mieter bzw. aus 

gemeinsamen oder abgeleitetem Recht als Ehegatte, Lebenspartner oder Lebensgefährte 
sowie Mitbewohner) sowie  

Ø eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensführung voraus. 
 
Das Finanzgericht Niedersachsen hat entschieden, dass entgegen der Auffassung der Finanzver-
waltung eine Beteiligung an den laufenden Miet-, Neben- und Lebensführungskosten nicht erforderlich 
ist. Auch rückwirkende Zahlungen, einmalige oder außergewöhnliche finanzielle Beiträge sind nach 
Auffassung der Richter ausreichend, soweit sie insgesamt die Geringfügigkeitsgrenze von 10 % der 
haushaltsbezogenen Lebensführungskosten des Haupthausstands übersteigen. 
 
Tipp: Man darf gespannt sein, wie der Bundesfinanzhof die Tatbestandsmerkmale in der Revision 

auslegen wird. Bis dahin ist es ratsam, sich monatlich mit einem nicht unwesentlichen Betrag 
(oberhalb von 10 %) an den Gesamtkosten des Haupthausstands zu beteiligen. 

 

Einkommensteuer . Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts als 
Werbungskosten abzugsfähig 
 
Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen Unterhalts sind als Werbungskosten abzugsfähig, wenn 
der Unterhaltsempfänger die Unterhaltsleistungen als sonstige Einkünfte versteuert (begrenztes Real-
splittung). Dies hat das Finanzgericht Münster am 18. September 2019 entschieden. Da bereits die 
Revision anhängig ist, muss nun der Bundesfinanzhof entscheiden. 
 
Hintergrund: Beim begrenzten Realsplitting kann der Unterhaltsverpflichtete die Unterhaltszahlungen 
bis zu € 13.805,00 im Jahr (zuzüglich der aufgewandten Beiträge zur Kranken- und Pflegever-
sicherung [Basisversorgung]) als Sonderausgaben abziehen. Dies bedarf allerdings der Zustimmung 
des Unterhaltsberechtigten, der die Unterhaltszahlungen seinerseits als sonstige Einkünfte versteuern 
muss. 
 
Im Streitfall wurde die Ehe in 2014 geschieden und der frühere Ehemann (EM) zu Unterhalts-
zahlungen verpflichtet. Der EM begehrte, keinen Unterhalt zu zahlen. Die frühere Ehefrau (EF) 
beanspruchte höhere monatliche Zahlungen. In 2015 kam ein gerichtlicher Vergleich über die Unter-
haltshöhe zustande. 
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In ihrer Einkommensteuererklärung 2015 erklärte die EF sonstige Einkünfte in Höhe der erhaltenen 
Unterhaltszahlungen und machte die Prozessführungskosten (Gerichts- und Rechtsanwaltskosten), 
die auf die Verfahren betreffend den nachehelichen Unterhalt entfielen, steuermindernd geltend. Das 
Finanzamt lehnte dies aber ab – allerdings zu Unrecht, wie das Finanzgericht Münster befand. 
 
Nach Ansicht des Finanzgerichts sind die Prozessführungskosten als Werbungskosten zu berück-
sichtigen, weil die EF den Unterhalt ihres geschiedenen EM versteuert. Die EF hat die Prozessführ-
ungskosten aufgewendet, um zukünftig (höhere) Einkünfte in Form von Unterhaltsleistungen zu 
erhalten. Auch soweit es sich bei der Einkunftsart um sonstige Einkünfte handelt, können die hiermit 
zusammenhängenden Kosten der Rechtsverfolgung Werbungskosten darstellen. 
 
Tipp: Seit 2013 sind Prozesskosten als außergewöhnliche Belastungen grundsätzlich nicht mehr 

abziehbar. Nur dann, wenn es sich um Aufwendungen handelt, ohne die der Steuerpflichtige 
Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse 
in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können, liegt eine Ausnahme vor. Über 
diese Frage musste das Finanzgericht aber nicht entscheiden, weil es die Aufwendungen als 
Werbungskosten eingestuft hat. 

 

Umsatzsteuer . Neue Rechtsprechung zur Unternehmereigenschaft von Aufsichts-
ratsmitgliedern 
 
Der BFH hat am 27. November 2019 entschieden, dass das Mitglied eines Aufsichtsrats nicht als 
umsatzsteuerlicher Unternehmer tätig ist, wenn er wegen einer nicht variablen Festvergütung kein 
Vergütungsrisiko trägt. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein leitender Angestellter der S-AG war zugleich Aufsichtsratsmitglied der E-AG, deren Alleingesell-
schafter die S-AG war. Nach der Satzung der E-AG erhielt jedes Aufsichtsratsmitglied für seine 
Tätigkeit eine Festvergütung von € 20.000,00 p.a. oder einen zeitanteiligen Anteil hiervon.  
 
Das Aufsichtsratsmitglied wandte sich gegen die Annahme, dass er als Mitglied des Aufsichtsrats 
Unternehmer sei und in dieser Eigenschaft umsatzsteuerpflichtige Leistungen erbringe. Einspruch und 
Klage zum Finanzgericht hatten keinen Erfolg. Demgegenüber gab der BFH der Klage statt. 
 
Der BFH begründete dies mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs aus 2019. Nach 
dieser Rechtsprechung übt das Mitglied eines Aufsichtsrats unter bestimmten Voraussetzungen keine 
selbstständige Tätigkeit aus.  
 
Maßgeblich ist, dass das Aufsichtsratsmitglied für Rechnung und unter Verantwortung des Aufsichts-
rats handelt und dabei auch kein wirtschaftliches Risiko trägt. Letzteres ergab sich in dem vom 
Europäischen Gerichtshof entschiedenen Einzelfall daraus, dass das Aufsichtsratsmitglied eine feste 
Vergütung erhielt, die 
 

Ø weder von der Teilnahme an Sitzungen 
Ø noch von seinen tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden abhängig war. 
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Dem hat sich der BFH nun unter Aufgabe seiner bisherigen Rechtsprechung angeschlossen: Trägt 
das Mitglied eines Aufsichtsrats aufgrund einer nicht variablen Festvergütung kein Vergütungsrisiko, 
ist es entgegen bisheriger Rechtsprechung nicht als Unternehmer tätig.  
 
Tipp: Ausdrücklich offengelassen hat der Bundesfinanzhof, ob für den Fall, dass das Aufsichtsrats-

mitglied eine variable Vergütung erhält, an der Unternehmereigenschaft – entsprechend 
bisheriger Rechtsprechung – festzuhalten ist. 

 

Umsatzsteuer . Frist für Zuordnungsentscheidung steht auf dem Prüfstand 
 
Der Vorsteuerabzug bei nicht nur unternehmerisch genutzten Gegenständen (z. B. Gebäude oder 
Fotovoltaikanlagen) erfordert eine zeitnahe Zuordnung zum Unternehmensvermögen. Wurde die 
Zuordnung bei der Umsatzsteuer-Voranmeldung nicht dokumentiert, ist sie spätestens bis zur 
gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen (31.07. des Folgejahrs) gegenüber dem Finanzamt zu 
erklären. Fristverlängerungen für die Abgabe der Steuererklärungen verlängern die Dokumentations-
frist nicht. An dieser Ausschlussfrist hat der BFH in seinem Urteil vom 27. November 2019 Zweifel 
geäußert. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Steuerpflichtiger, der einen Gerüstbaubetrieb unterhält, errichtete ein Einfamilienhaus mit einer 
Gesamtnutzfläche von ca. 150 qm, wovon auf ein Zimmer („Arbeiten“) ca. 17 qm entfielen (Fertig-
stellung 2015). Erst in der am 28. September 2016 beim Finanzamt eingegangenen Umsatzsteuer-
Jahreserklärung für 2015 (nicht aber in den zuvor eingereichten Umsatzsteuer-Voranmeldungen) 
machte der Steuerpflichtige für die Errichtung des Arbeitszimmers anteilig Vorsteuern geltend. Das 
Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug wegen der nicht rechtzeitig erfolgten Zuordnung des 
Zimmers zum Unternehmensvermögen. 
 
Nach den vom BFH entwickelten Kriterien zur Zuordnungsentscheidung wäre die Sichtweise der 
Finanzverwaltung zutreffend. 
 
Der BFH hat aber nun Zweifel geäußert, ob diese Sichtweise mit dem Unionsrecht in Einklang steht 
und hat dem Europäischen Gerichtshof im Kern zwei Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
 

Ø Darf ein Mitgliedstaat eine Ausschlussfrist für die Zuordnung zum Unternehmensvermögen 
vorsehen? 

 
Ø Welche Rechtsfolgen hat eine nicht (rechtzeitig) getroffene Zuordnungsentscheidung? 

 
Hoffnung, dass der Europäische Gerichtshof die restriktive deutsche Sichtweise ablehnt, macht ein 
Urteil aus dem Jahr 2018, in dem es um einen Fall aus Polen ging. Insbesondere folgende Passage 
ist von Bedeutung:  
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„Auch wenn eine eindeutige und ausdrückliche Bekundung der Absicht, den Gegenstand bei seinem 
Erwerb einer wirtschaftlichen Verwendung zuzuordnen, ausreichend sein kann, um den Schluss zu 
ziehen, dass der Gegenstand von dem als solchem handelnden Steuerpflichtigen erworben wurde, 
schließt doch das Fehlen einer solchen Erklärung nicht aus, dass diese Absicht implizit zum Ausdruck 
kommen kann.“ 
 
Tipp: In einem weiteren Verfahren, das den Erwerb einer Fotovoltaikanlage durch einen Privatmann 

betrifft, hat der Bundesfinanzhof ebenfalls den Europäischen Gerichtshof angerufen. 
 

Arbeitsrecht . Wenn schon denn schon – Auch freiwillige Auskünfte eines Arbeit-
gebers müssen richtig sein 
 
BAG, Urteil vom 18.02.2020, Az.: 3 AZR 206/18 
 
Nach einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts, besteht für einen Arbeitgeber zwar keine 
allgemeine Pflicht, die Vermögensinteressen seines Arbeitnehmers wahrzunehmen. Werden jedoch 
Auskünfte erteilt, ohne dass der Arbeitgeber hierzu verpflichtet wäre, so müssen auch diese 
freiwilligen Auskünfte richtig, eindeutig und vollständig sein. 
 
Der im Jahr 2014 in den Ruhestand getretene Kläger war bei der Beklagten beschäftigt. Vor dem 
Hintergrund des zu Beginn des Jahres 2003 in Kraft getretenen Tarifvertrags zur Entgeltumwandlung 
für Arbeitnehmer/-innen im kommunalen öffentlichen Dienst (TV-EUmw/VKA) schloss die Beklagte mit 
einer Pensionskasse einen Rahmenvertrag zur betrieblichen Altersversorgung. Im April 2003 nahm 
der Kläger an einer Betriebsversammlung teil, auf der ein Fachberater der örtlichen Sparkasse die 
Arbeitnehmer der Beklagten über Chancen und Möglichkeiten der Entgeltumwandlung als Vorsorge 
über die Pensionskasse informierte. Der Kläger schloss im September 2003 eine Entgeltumwand-
lungsvereinbarung mit Kapitalwahlrecht ab. Anfang 2015 ließ er sich seine Pensionskassenrente als 
Einmalkapitalbetrag auszahlen. Für diesen musste der Kläger dann aufgrund einer Gesetzesänderung 
im Jahr 2003 Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung entrichten. Dies kam für ihn vollkommen 
überraschend, war er doch im Rahmen des Abschlusses der Entgeltabrechnungsvereinbarung nicht 
hierüber aufgeklärt worden. 
 
Mit seiner Klage begehrt der Kläger im Wege des Schadensersatzes die Erstattung der Sozialver-
sicherungsbeiträge von der ehemaligen Arbeitgeberin. Er hat die Auffassung vertreten, die Beklagte 
habe ihn vor Abschluss der Entgeltumwandlungsvereinbarung über das laufende Gesetzgebungs-
verfahren zur Einführung einer Beitragspflicht auch für Einmalkapitalleistungen informieren müssen. In 
diesem Fall hätte er eine andere Form der Altersvorsorge gewählt. 
 
In erster Instanz hatte der Kläger keinen Erfolg, das Arbeitsgericht wies die Klage ab. Hiergegen legte 
er Berufung zum Landesarbeitsgericht ein, welches der Klage stattgab und die Beklagte zur Zahlung 
des Schadenersatzes verurteilte. 
 



 

 9

Ausgabe März 2020 

Dies wiederum konnte die Beklagte nicht akzeptieren und legte Revision ein. Diese hatte schließlich 
Erfolg. Die Richter der BAG urteilten, dass es offenbleiben könne, ob den Arbeitgeber nach – 
überobligatorisch – erteilten richtigen Informationen über betriebliche Altersversorgung im Wege der 
Entgeltumwandlung überhaupt weitere Hinweispflichten auf bis zum Abschluss einer Entgeltum-
wandlungsvereinbarung erfolgende Gesetzesänderungen oder entsprechende Gesetzesvorhaben, die 
zulasten der Arbeitnehmer gehen, treffen. Jedenfalls setzt, so das BAG, eine solche Verpflichtung 
voraus, dass der Arbeitnehmer konkret über diejenigen Sachverhalte informiert worden ist, die durch 
die (geplante) Gesetzesänderung zu seinen Lasten geändert wurden. Dies traf im vorliegenden 
Verfahren jedoch nicht zu. Denn auf der Betriebsversammlung sei über Beitragspflichten zur 
Sozialversicherung nicht unterrichtet worden. Dies stellte keine Pflicht des Arbeitgebers dar, sondern 
wäre allenfalls eine freiwillige Information gewesen. Daher konnte auch dahingestellt bleiben, ob der 
Beklagten das Verhalten des Fachberaters der Sparkasse zuzurechnen war. 
 

Urheberrecht . Noch kein Ende – Weitere Nachvergütung vom Chefkameramann 
des Filmwerks „Das Boot“ noch nicht geklärt 
 
Der Rechtsstreit zwischen dem Chefkameramann des Filmwerks "Das Boot" und den ARD-Rundfunk-
anstalten um eine weitere angemessene Beteiligung des Kameramanns an den von den Rundfunkan-
stalten aus der Ausstrahlung des Films erzielten Vorteilen geht in die nächste Runde.  
 
Gemäß § 32a UrhG kann der Urheber eines Werkes eine Nachvergütung beanspruchen, wenn die 
bereits erhaltene Leistung in einem auffälligen Missverhältnis zu den Vorteilen und Erträgen aus der 
Nutzung des Werkes steht. Der Kläger war Chefkameramann des in den Jahren 1980/1981 herge-
stellten Filmwerks „Das Boot". Hierfür erhielt er seinerzeit von der Produktionsgesellschaft eine 
Pauschalvergütung in Höhe von DM 204.000,00 (€ 104.303,54). Der Film wurde national und 
international ein großer Erfolg und wurde vielfach im Kino, Fernsehen und auf diversen Medien 
gezeigt und vermarktet. 
 
Bereits 2016 hatte der Kläger die Inhaber der Verwertungsrechte (öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten) wegen einer angemessenen Beteiligung im Rahmen einer Nachvergütung teilweise 
erfolgreich in Anspruch genommen. Das Landgericht Stuttgart verurteilte die beklagten Rundfunkan-
stalten zur Zahlung von weiteren rund € 77.000,00. Eingeklagt hatte er eine Vergütung von über 
€ 500.000,00.  
 
Auf die Berufungen der Parteien hatte das Berufungsgericht dem Kläger für den Zeitraum vom 
29.03.2002 bis zum 12.03.2016 eine weitere angemessene Beteiligung in Höhe von rund 
€ 315.000,00 zugesprochen und festgestellt, dass ihm auch ab dem 13.03.2016 eine weitere 
angemessene Beteiligung zustünde.  
 
Das Berufungsgericht ließ die Revision zum BGH zu, von welcher beide Parteien auch Gebrauch 
machten: Der Kläger beanspruchte die Zahlung noch höherer Nachvergütung, die Beklagten 
erstrebten die vollständige Abweisung der Klage. 
 
Der BGH hob nun das Berufungsurteil auf und verwies die Sache zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurück. Nach Ansicht des BGH könne dem Kläger mit der vom 
Berufungsgericht gegebenen Begründung ein Anspruch auf Zahlung einer weiteren angemessenen 
Beteiligung nicht zuerkannt werden. 
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Der Kläger sei als Kameramann Miturheber des Films. Er habe der Produktionsgesellschaft das Recht 
zur Nutzung seiner urheberrechtlich geschützten Leistungen eingeräumt. Die Beklagten leiteten das 
Recht zur Ausstrahlung des Films von der Produktionsgesellschaft her. Der Kläger könne von ihnen 
daher nach § 32a Abs. 2 Satz 1 UrhG eine weitere angemessene Beteiligung beanspruchen, wenn die 
Vergütung, die er mit der Produktionsgesellschaft vereinbart hat, in einem auffälligen Missverhältnis 
zu den Vorteilen steht, die die Beklagten mit der Ausstrahlung des Films erzielt haben. Ein auffälliges 
Missverhältnis liege jedenfalls vor, wenn die vereinbarte Vergütung nur die Hälfte der angemessenen 
Vergütung beträgt, also der Vergütung, die mit Rücksicht auf die Höhe der erzielten Vorteile üblicher- 
und redlicherweise zu leisten ist. 
 
Das Berufungsgericht habe seiner Prüfung, ob im Streitfall ein solches auffälliges Missverhältnis 
besteht, die vereinbarte Pauschalvergütung in voller Höhe zugrunde gelegt. Es habe dabei aber nach 
Ansicht der BGH-Richter nicht berücksichtigt, dass die Parteien im vorliegenden Fall allein über eine 
weitere angemessene Vergütung des Klägers für die Ausstrahlung des Films im Fernsehen durch die 
Beklagten streiten und der Prüfung daher allein der – zu schätzende – Teil der vereinbarten 
Pauschalvergütung zugrunde zu legen sei, der auf die Einräumung des Rechts zu dieser Fernsehaus-
strahlung entfalle. Zudem habe das Berufungsgericht weitere Fehler bei der Berechnung der dem 
Kläger zugesprochenen Nachvergütung gemacht. 
 
Wegen dieser Berechnungsfehler bei der Prüfung des vom Kläger erhobenen Anspruchs sei der 
Annahme des Berufungsgerichts, es liege ein auffälliges Missverhältnis vor, die Grundlage entzogen, 
unterstreicht der BGH. Das Berufungsgericht müsse daher im wiedereröffneten Berufungsverfahren 
erneut prüfen, ob der auf die Einräumung der Rechte zur Fernsehausstrahlung durch die Beklagten 
entfallende Teil der vereinbarten Pauschalvergütung in einem auffälligen Missverhältnis zu den von 
den Beklagten mit der Nutzung der urheberrechtlich geschützten Leistung des Klägers erzielten 
Vorteilen steht und der Kläger von den Beklagten daher eine weitere angemessene Beteiligung 
beanspruchen kann. 
 

Markenrecht . Markenschutz möglich? – „Fack Ju Göhte" eventuell doch als Unions-
marke einzutragen 
 
EuGH, Urteil vom 27.02.2020, Az.: C-240/18 P 
 
Nachdem die Produktionsfirma „Constantin“ im Jahr 2015 mit dem Antrag auf Eintragung der 
Unionsmarke „Fack Ju Göhte" bei EUIPO gescheitert war, könnte nach einem Urteil des EuGH es nun 
doch zur Erlangung des begehrten Markenschutzes kommen. 
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Die von Constantin Film produzierte deutsche Filmkomödie „Fack Ju Göhte" aus dem Jahr 2013 
wurde in Deutschland von knapp 7,4 Millionen Zuschauern gesehen. Sie zählt mit ihren Fortsetzungen 
„Fack Ju Göhte 2" und „Fack Ju Göhte 3" aus den Jahren 2015 und 2017 zu den erfolgreichsten 
deutschen Kinofilmen. Auch in Österreich war der Film sehr erfolgreich. Im Jahr 2015 meldete 
Constantin Film beim EUIPO das Wortzeichen „Fack Ju Göhte“ für verschiedene Waren und 
Dienstleistungen als Unionsmarke an, unter anderem für Kosmetikartikel, Schmuck, Schreibwaren, 
Reise- und Sportartikel, Spiele, Lebensmittel und Getränke. Das EUIPO lehnte seinerzeit ab, dem 
Zeichen Markenschutz zu gewähren, weil es gegen die guten Sitten verstoße. Nach Auffassung des 
EUIPO würden die deutschsprachigen Verkehrskreise in den Wörtern „Fack Ju" vulgären und 
anstößigen englischen Ausdruck „Fuck you" erkennen. Durch die Hinzufügung des Elements „Göhte" - 
mit dem der Name des deutschen Dichters Goethe lautschriftlich übertragen werde – könne nach 
Ansicht des Amtes die Wahrnehmung der Beleidigung „Fack Ju" nicht wesentlich abgeändert werden. 
 
Auch die von Constantin Film gegen diese Zurückweisung vor dem Gericht der Europäischen Union 
(EuG) erhobene Klage blieb erfolglos. Daraufhin legte Constantin Film gegen das Urteil des Gerichts 
Rechtsmittel beim EuGH ein. Dieser hat nun das Urteil des EuG und die Entscheidung des EUIPO 
aufgehoben. Nach Ansicht des Gerichtshofs enthielten beide Entscheidungen weitgehend dieselben 
Fehler. Das EUIPO müsse somit erneut über die Markenanmeldung von Constantin Film entscheiden. 
 
Denn nach Ansicht des EuGH wiesen verschiedene Begleitumstände übereinstimmend darauf hin, 
dass der Titel der in Rede stehenden Filmkomödien trotz der Gleichsetzung der Wörter „Fack Ju" mit 
dem englischen Ausdruck „Fuck you" von der deutschsprachigen breiten Öffentlichkeit nicht als 
moralisch verwerflich wahrgenommen wurde. Dies hätten EuG und EUIPO nicht hinreichend 
berücksichtigt. Trotz der mit dem großen Erfolg dieser Filmkomödien einhergehenden großen 
Sichtbarkeit ihres Titels habe dieser offenbar nicht zu einem Meinungsstreit bei diesem Publikum 
geführt. Im Übrigen seien zu den Filmkomödien mit diesem Titel, die im schulischen Umfeld spielen, 
jugendliche Zuschauer zugelassen worden. Darüber hinaus hätten die Filme Fördermittel 
verschiedener Organisationen erhalten und seien überdies vom Goethe-Institut zu Unterrichtszwecken 
verwendet worden.  
 
Weiter stellte der Gerichtshof fest, dass die Wahrnehmung des englischen Ausdrucks „Fuck you" 
durch das deutschsprachige Publikum, obwohl er diesem bekannt ist und es seine Bedeutung kennt, 
nicht zwangsläufig dieselbe wie die eines englischsprachigen Publikums ist. In der Muttersprache 
könne die Empfindlichkeit nämlich wesentlich stärker als in einer Fremdsprache sein. Aus dem 
gleichen Grund nehme das deutschsprachige Publikum diesen englischen Ausdruck auch nicht 
zwangsläufig ebenso wahr, wie es dessen deutsche Übersetzung wahrnehmen würde. Darüber 
hinaus bestünden der Titel der fraglichen Komödien und damit die angemeldete Marke nicht aus 
diesem englischen Ausdruck als solchem, sondern aus dessen lautschriftlicher Übertragung ins 
Deutsche, ergänzt um das Element „Göhte". 
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Unter diesen Umständen und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass kein konkreter Aspekt 
vorgetragen worden sei, um plausibel zu erklären, weshalb das allgemeine deutschsprachige 
Publikum das Wortzeichen „Fack Ju Göhte" als Verstoß gegen grundlegende moralische Werte und 
Normen der Gesellschaft wahrnähme, wenn es als Marke verwendet würde, obwohl dasselbe 
Publikum den Titel der gleichnamigen Komödien offenbar nicht für sittenwidrig hielt, stellte der 
Gerichtshof fest, dass das EUIPO nicht rechtlich hinreichend dargetan habe, dass die angemeldete 
Marke nicht eingetragen werden kann. 
 
Es bleibt also abzuwarten, ob das EUIPO die Markenanmeldung nun doch noch für „nicht anstößig“ 
zulässt. 
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